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Drucksache 18/1471 

17.11.2009 
Dem 

Haushaltsausschuss 
überwiesen 

Änderungsantrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das 
Haushaltsjahr 2010 (Haushaltsgesetz 2010) in der Fassung der 
Beschlussempfehlung und des Berichts des Haushaltsausschusses 

Drucksache 18/1424 zu Drucksache 18/1013 

Einzelplan 05 Hessisches Ministerium der Justiz, für Integration und Europa 

Der Landtag wolle beschließen: 

Zu Kapitel 	05 03 	Staatsanwaltschaften und Atntsanwaltschaften 
Buchungskreis: 2430 

Produktnummer lt. Leistungsplan  keine  

Bezeichnung lt. Leistungsplan  keine  

Erfolgsplan:  Beträge in EUR 

Pos. It. 
Erfolgsplan Bezeichnung von um auf 
22 Verfahrenserträge (justizspezifisch) 71.700.000 +2.000.000 73.700.000 

Der Wirtschaftsplan, das zugehörige Produktblatt und der kamerale Haushalt sind entsprechend anzupassen. 

Begründung des Änderungsantrags: 

Durch die Besetzung von 3,5 neuen Stellen bei der Staatsanwaltschaft sind höhere Verfahrenserträge  î. H. v. 2.000.000 
Euro zu erwarten (Geldbußen, Geldauflagen). 

Wiesbaden, 16.11.2009 

Für die Fraktion 
BÜNDNIS  90/DIE  GRÜNEN  
Der Fraktionsvorsitzende 
Tarek Al-Wazir 
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